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Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE, Gesetz zur Aufhebung 

von Straßenbeiträgen in den hessischen Kommunen – Drucksache 20/8771 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

für die Gelegenheit, zu dem in Rede stehenden Gesetzesentwurf Stellung nehmen 

zu können, danken wir Ihnen. Wir lehnen den Entwurf ab. Die Befugnis zur Erhe-

bung von Abgaben und damit auch von Beiträgen ist ein zentrales Element der 

Garantie der kommunalen Selbstverwaltung. Sie verbürgt u.a. die Abgabenhoheit, 

d.h. das Recht, die Einwohner aus eigenem Recht zu den aus der Aufgabener- 

füllung resultierenden Lasten heranzuziehen. Eine Abschaffung dieser Befugnis 

kann daher nur bei vollständigem Kostenausgleich zu Gunsten aller Städte und Ge-

meinden in Betracht kommen. Dieser Ausgleich müsste in qualitativer Hinsicht zu-

dem auch denselben Grad an Autonomie für die Städte und Gemeinden beinhalten 

wie die Beiträge als eigengestaltbare Einnahmequelle, d.h. mit Rechtsanspruch auf 

Zahlung und jederzeitige Verfügbarkeit nach den Prioritäten der jeweiligen Stadt 

oder Gemeinde. 
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Das System der Erhebung von Straßenbeiträgen hat in Hessen bislang zu keinen 

gravierenden Ungerechtigkeiten geführt, insbesondere auch nicht  durch die 2013 

eröffnete Möglichkeit der Erhebung von wiederkehrenden Straßenbeiträgen. Das 

System der Straßenbeitragserhebung ist verfassungsgemäß, wie zuletzt durch das 

Bundesverwaltungsgericht mit Urteil 21.06.2018 festgestellt wurde.  

 

Sollte es in Einzelfällen zu Härtefällen kommen, sieht das Hessische Kommunalab-

gabengesetz (§ 11 Abs. 12 KAG) sowie die Abgabenordnung ausreichende Instru-

mente (Erlass, Stundung) vor, um diesen zu begegnen.  

 

Soweit von einzelnen Kommunen die Auffassung vertreten wird, die Erhebung von 

Straßenbeiträgen sei für sie unwirtschaftlich oder rechtlich unsicher, steht ihnen 

nach der jetzigen Rechtslage schon die Möglichkeit offen, auf die Erhebung von 

Straßenbeiträgen zu verzichten. Daher ist kein Grund ersichtlich, die Erhebung von 

Straßenbeiträgen durch gesetzliche Vorgaben zu untersagen.  

 

Aus unserer Beratungspraxis heraus ergibt sich, dass die Kommunen hinsichtlich 

der Gewährung von Billigkeitsmaßnahmen in sozialen Härtefällen angemessen und 

helfend reagieren. Es ist uns kein Fall bekannt geworden, in dem die Grundstücks-

eigentümer(innen) aufgrund der Erhebung von Straßenbeiträgen das eigenge-

nutzte Grundstück zwangsveräußern mussten.  

 

Aus den obengenannten Gründen sind wir der Auffassung, dass die gänzliche Ab-

schaffung der Möglichkeit der Straßenbeitragserhebung ein gesetzgeberischer Ein-

griff in die kommunale Selbstverwaltung und Finanzierungshoheit darstellt, der 

nicht gerechtfertigt ist. 

 

Es steht zu befürchten, dass durch die Abschaffung der Möglichkeit der Straßen-

beitragserhebung auch Folgewirkungen auf andere Einnahmebeschaffungsarten 
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nicht auszuschließen sind, so insbesondere  durch eine erhebliche Erhöhung der 

Grundsteuer, die letztlich auch Mieterinnen und Mieter belasten. 

 

Bei einer Abschaffung der Straßenbeiträge werden die Interessen der Altanlieger 

nicht berücksichtigt. Diese haben in der Vergangenheit durch ihre geleisteten Stra-

ßenbeiträge zur Finanzierung und Erhaltung der gemeindlichen Verkehrsanlagen 

beigetragen und dürfen erwarten, dass auch andere Grundstückseigentümer in 

der Zukunft ebenfalls zur Finanzierung dieser Anlagen beitragen werden. 

 

Sollte die grundsätzliche Abschaffung der Straßenbeiträge seitens des Landes be-

absichtigt sein, so hat das Land um eine einvernehmliche Lösung zu ermöglichen, 

die entstehenden Ausfälle aus eigenen außerhalb des KfA aufgebrachten Mitteln 

vollständig ausgleichen.  

 

Der Gesetzesentwurf entspricht dieser Forderung nicht. 

 

Der Gesetzesentwurf der Fraktion DIE LINKE, der explizit darauf hinweist, dass in 

dem neu anzufügenden § 45 a) FAG ein Sonderausgleichsfonds geschaffen wird, 

birgt das Risiko, dass die Finanzausgleichsmasse nicht dauerhaft erhöht wird. Zwar 

sieht der Gesetzentwurf vor, dass das Land Hessen jährlich den Sonderausgleichs-

fonds zu bestücken hat. Indes findet sich diese Regelung nicht bei den Regelungen 

zur Bemessung der Finanzausgleichsmasse, sondern lediglich zur Mittelverteilung, 

so dass hier die Gefahr der Minderung der Schlüsselmasse besteht. Dies geht in 

erster Linie zu Lasten der kreisangehörigen Gemeinden und Städte, die wegen ge-

ringerer eigener Steuereinnahmen stark auf Schlüsselzuweisungen angewiesen 

sind.  

 

Pauschalierte Erstattungen über den KFA können aus Sicht des Hessischen Städte- 

und Gemeindebundes kein adäquater Ersatz für die Erhebung von Straßenbeiträ-

gen vor Ort sein. Eine jährlich pauschalierte Zuweisung von Finanzmitteln nach 



 

 4 

Straßenlängen berücksichtigt den jeweiligen Ausbaubedarf vor Ort nicht. Die pau-

schalierten Zuwendungen führen im Extremfall dazu, dass Kommunen, die im Aus-

gleichsjahr keine beitragsfähigen Straßenbaumaßnahmen durchführen, Mittel be-

kommen und gleichzeitig andere Kommunen deutlich zu niedrige Zuweisungen er-

halten oder dass insgesamt nicht annähernd genügend pauschalierte Mittel bereit- 

stehen, um die durch den Wegfall der Straßenbeiträge entstehende Deckungslü-

cke aufzufüllen. Demgegenüber ist die Erhebung von Straßenbeiträgen vor Ort un-

mittelbar mit den konkreten Maßnahmen und Kosten verknüpft und sichert eine 

zeitnahe Gegenfinanzierung für die jeweilige Kommune.  

 

Unklar erscheint, wie das Land mit dem Fall umgehen soll, dass die Kommunen im 

Ausgleichsjahr mehr erstattungsfähige Straßenbaumaßnahmen durchführen, als 

im Sonderausgleichsfonds Mittel zur Verfügung stehen. Es ist ferner nicht sachge-

recht, bei der  Bezugsberechtigung aus dem Sonderausgleichsfonds zunächst die 

abundanten Kommunen auszunehmen. Die Abschaffung der Straßenbeiträge nach 

Artikel 2 des Gesetzentwurfs trifft auch die abundanten Kommunen unmittelbar 

und entzieht ihnen sofort und unabhängig von ihrer Haushaltslage ein konkretes 

Gegenfinanzierungselement. Entzieht der Gesetzgeber den Kommunen die Mög-

lichkeit der konkreten Einnahmebeschaffung und beschneidet damit den kommu-

nalpolitischen Entscheidungsspielraum, hat er die Gegenfinanzierung für alle Kom-

munen zeitgleich mit dem Wegfall des Finanzierungselements sicherzustellen. Eine 

Ausnahme für abundante Kommunen ist nicht angezeigt.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Dr. Rauber 
Geschäftsführer  
 

 


